
  

 
 

BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE DIEMELSEE,  
 

Aufstellung des Bebauungsplanes IV/4 „Photovoltaikanlage –  
Am gelben Stuken“, OT Flechtdorf  

 

 
 
 
 
 
 
 

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Be-
lange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und 
Anregungen. 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

Diemelsee, den 11.10.2022 
 

  



BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE  
[Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB]  
 
STELLUNGNAHMEN MIT ANREGUNGEN  
 

 Mit Schreiben vom 
Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Fachdienst Umwelt  29.09.2022 
EWF - Energie Waldeck-Frankenberg GmbH 13.09.2022 
Hessen Mobil  
Straßen- und Verkehrsmanagement, Bad Arolsen  

 
15.09.2022 

Landesbetrieb Hessen Forst  10.10.2022 
Regierungspräsidium Kassel   
Dezernat 21.2 Regionalplanung Siedlungswesen  28.09.2022 
Dezernat 31.5 - Kommunales und indust rielles Abwasser, Ge  
                        wässergüte, wassergefährdende Stoffe  

 
09.09.2022 

 
 
STELLUNGNAHMEN OHNE ANREGUNGEN  
 

 Mit Schreiben vom 
Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Fachdienst Landwirtschaft  15.09.2022 
Amt für Bodenmanagement Korbach 10.10.2022 
Bundesamt für Inf rastruktur, Umweltschutz und Dienstleistun-
gen der Bundeswehr  

 
08.09.2022 

Koordinierungsbüro für Raumordnung und Stadtentwicklung  27.09.2022 
Regierungspräsidium Kassel   
Dezernat 26 – Forsten, Jagd 08.09.2022 
Dezernat 31.3 - Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz  27.09.2022 
Dezernat 34 - Bergaufsicht  20.09.2022 

 

 
 
 
KEINE STELLUNGNAHMEN ABGEGEBEN  
 

Fachdienst Bauen 
Amt für Bodenmanagement Korbach 
Bodenverband Waldeck-Frankenberg   
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e. V.  
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas etc., Referat 226 Richtfunk  
BUND Landesverband Hessen e.V.  
Bund für Umwelt und Naturschutz – Kreisverband Waldeck-Frankenberg 
Deutsche Gebirgs- und Wandervereine LV Hessen 
Deutsche Telekom Technik GmbH T NL Südwest  
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V.  
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz KV Waldeck -Frankenberg 
Landesamt für Denkmalpflege Bau- und Kunstdenkmalpflege 
Landesamt für Denkmalpflege Archäologie und Paläontologische Denkmalpflege  
Landesjagdverband e.V.  
Landesverband Hessen für  Obstbau, Garten und Landschaftspflege e.V.  
NABU Kreisverband Waldeck-Frankenberg 
NABU-Ortsgruppe Diemelsee e.V.  
Naturpark Diemelsee 
Naturschutzbund Deutschland – Landesverband Hessen e.V.  
NRM-Netzdienste Rhein-Main GmbH 
Regierungspräsidium Kassel  
Dezernat 27 - Naturschutz 
Dezernat 31.1 – Altlasten, Bodenschutz  
Wasser-, Boden- und Landschaftspflegeverband Hessen 

 



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
1.  
 
 

 
 

 
 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
1.  

 

Landkreis Waldeck-Frankenberg 
Fachdienst Umwelt vom 29.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

Die Aussagen, dass seitens der Fachbereiche Oberirdische Gewässer, Grundwasser 
und Abwasser keine Bedenken vorgetragen werden, werden zur Kenntnis genommen.  

  



 

2.  
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
3.  
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

4.  

 
 

 

2.  
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
3.  
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
4.  
 
 

 
 

 

Der Anregung wird in Teilen entsprochen. Der Begriff „bodenkundlich“ ist zu ergän-
zen. Der Anregung zur Ergänzung der entsprechenden DIN -Norm wird nicht entspro-
chen. 
 

Erläuterung:  
Der Anregung zur Ergänzung der DIN 19639 in den textl ichen Festsetzungen wird nicht 
entsprochen, da das Vorgehen bei der bodenkundlichen Baubeglei tung mit dem Fachdienst 
Umwelt  abgestimmt werden muss. Hierbei  kann der Fachdienst die Anwendung der jeweils  

aktuellen DIN-Norm vorgeben.  
 
 

 
Der Anregung, die entlang der vorhandenen Erschließungswege vorhandenen Sa um-
vegetationen als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft festzusetzen, wird nicht entsprochen.  

 
Erläuterung:  
Die Saumvegetationen sind durch die bisherige Pflege in Form einer Schafbeweidung ent-

standen. Da der Bebauungsplan diese Bereiche als nicht überbaubare Flächen festsetzt und 
das bisherige Pflegemanagement durch textliche Festsetzung sichert ,  ist  mit  ausreichender 
Wahrscheinl ichkeit  anzunehmen, dass die Saumvegetationen anlagenbedingt nicht nachtei-
lig beeinträchtigt werden. Durch die Überstellung des Grünlandes mit  PV -Modulen entsteht 

ein vielfältiges Mosaik  unterschiedlicher Standortfaktoren. Der Wechsel  unterschiedl icher 
Intensi täten von Besonnung, Beschattung und Niederschlag kann zu kleinräumig wechseln-
den Habi tatseigenschaften mi t sehr unterschiedlichen und viel fäl tigen Lebensgemeinschaf-

ten führen, weshalb zusätzliche Lebensräume geschaffen und die biologische Vielfa lt  nicht 
erhebl ich herabgesetzt  wird. Eine quali tative Verschlechterung der Säume is t daher nicht 
zu erwarten.  
 

 
Die Aussagen zu den Artenschutzmaßnahmen werden zurückgewiesen, der Bebau-
ungsplan setzt keine entsprechenden Maßnahmen in dem Bereich des gesetzlich ge-
schützten Biotops fest.  

 
Erläuterung:  
Die artenschutzrechtliche Maßnahme zur Anlage von zehn Reisig- und Totholzhaufen soll  

entsprechend der planzeichnerischen Festsetzung ausschließlich im Bereich der südl ich 
liegenden Umgrenzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwi cklung von Boden, 
Natur und Landschaft umgesetzt werden.   

  



 

 
 
 
 

 
 
 
5.  

 
 
 

 
 
 
6.  
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5.  

 
 
 

 
 
 
6.  

 
 
 

 
 
 
 

 
 
7.  

 
 
 
 

 
 
8.  
 

 
 

 

 
 
 
 

 
 
 
Der Anregung, die Bewirtschaftungsregeln zu ergänzen, wird entsprochen.  

 
 
 

 
 
 
Der Anregung, eine Abgrenzung der Ausgleichsmaßnahmen durch Zaunpfähle pla-

nungsrechtlich festzusetzen, wird entsprochen.  
 
 

 
 
 
 

 
 
Der Anregung, die textliche Festsetzung zur ökologischen Baubegleitung entspre-

chend der Vorgaben des Kreisausschusses des Landkreises Waldeck Frankenberg, 
Fachdienst Umwelt anzupassen, wird entsprochen.  
 
 

 
 
Der Anregung, bei den bereits vorhandenen Zaunanlagen einen Abstand zwischen 
Zaun und Bodenoberfläche von mindestens 15 Zentimeter freizuhalten, wird nicht ent-

sprochen.  
 
Erläuterung:  

Bei  der Zaunanlage handelt  es sich um eine Einfriedung, d ie aus versicherungstechnischen 
Gründen erforderlich is t. Neben der Frei flächenphotovoltaikanlage s ind in dem Konvers i-
onsareal  viele weitere Nutzungen bzw. Gebäude, deren Zugänglichkeit  begrenzt werden 
soll.    

  



 

 
 
 
 

 
 
9.  
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

 

 
 
 
 

 
 
9.  
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
Die Anregung zur Erweiterung der Modulabstände wird nicht entsprochen, die Aussa-
gen zum „Knöllchen -Steinbrech“ werden zur Kenntnis genommen.  

 
Erläuterung:  
Durch den Gesetzesgeber wird klargestell t,  dass alle erneuerbaren Energien - auch die 

Nutzung solarer Strahlungsenergien - im überragenden öffentlichen Interesse stehen.  Die 
Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegen im 
überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit . Bis die Strom-
erzeugung im Bundesgebie t nahezu treibhausgasneutral ist,  sollen die erneuerbaren Ener-

gien als  vorrangiger Belang in die jeweils  durchzuführenden Schutzgüterabwägungen ein-
gebracht werden (§2 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare -Energien-
Gesetz - EEG 2021). Der Erhöhung der Effizienz durch geringere Abstände von Modulreihen 

wird im Rahmen der kommunalen Abwägung Vorrang gegenüber nicht nachteil igen Beein-
trächt igungen (siehe Streulichteinfall ) durch Beschattungseffekte der Photovol taikmodulen 
gegeben.  
Die besonders geschützte Art „Knöllchen Steinbrech“ besitz t ein s tetes Vorkommen auf der 

Fläche. Mögliche Beeinträcht igungen einzelner Pflanzen können nicht gänzl ich ausge-
schlossen werden, jedoch wird die lokale Population nicht erhebl ich beeinträcht igt .  Die 
Grasnarbe bleibt  erhalten, die Module werden nur mit  kle inen Ramm- bzw. Schraubveran-

kerungen gehal ten. Auch die erforderliche Lei tungsverlegung is t nur als temporärer Eingri ff  
zu werten, da der schmale Leitungsgraben nach Widerverfüllung mi t dem vorhandenen 
Oberboden angedeckt wird. Zudem sichert  eine ökologische Baubegleitung eine  natur-
schutzfachlich opt imierte Umsetzung. Die Sicherstellung der extensiven Pflege der Flächen 

stützt die vorhandenen Vorkommen. In Verbindung mit den ergänzten Bewirtschaftungshin-
weisen: Pestiz idverz icht, Verbot der Nachsaat mit Wirtschaftsgräsern und nicht regionalen 
Grünland-Einsaatmischungen, Verbot von Umbruch oder Auffüllungen sowie den vorhande-
nen Maßnahmen zum Schutz der Grasnarbe während der Bauarbei ten werden der Art wei-

terhin ausreichend gute Entwicklungsmöglichkeiten zugesprochen.  
Zusätzl ich soll über eine nach Abschluss der Bautät igkeiten eingesetztes mehrjähriges Mo-
nitoring mit Vermarkung von Einzelstandorten (Einzelmagnete)  der besonderes geschützten 

Art e in weiterer wertvol ler Erkenntnisgewinn zum Erhalt der Art  geschaffen werden. (Bei  
ungünstiger Entwicklung besteht die Mögl ichkeit  d ie Grundrosetten einzelner Pflanzen mit  
ausreichend Boden inkl . den unterirdischen Speicherknollen auszugraben und im  Bereich 
geeigneter Flächen umzusetzen).   

Zudem gil t Folgendes: In Planungs - und Zulassungsvorhaben gel ten die Verbote des § 44 
Abs. 1 BNatSchG nur für die nach BNatSchG streng geschützten Arten sowie für  

  



 

 
 
 
 

10. 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

 

 
 
 
 

10. 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 

europäische Vogelarten. Arten mit  besonderem Schutz nach BNatSchG sind demnach 

ausgenommen. Für diese übrigen Tier- und Pflanzenarten gilt ,  dass sie im Rahmen der 
Eingriffsregelung Berücksicht igung finden können  
 
 

Der allgemeine Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

1.  
 
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

1.  
 

Landkreis Waldeck-Frankenberg 
Fachdienst Landwirtschaft vom 15.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
Die Aussage, dass aus öffentl ichen landwirtschaftlichen Gesichtspunkten keine Be-

denken bestehen, wird zur Kenntnis genommen.  
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1.  
 

Amt für Bodenmanagement vom 10.10.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
Die Aussage, dass keine Belange des Amtes für Bodenmanagement betroffen sind, 
wird zur Kenntnis genommen.  
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1.  
 

Bundesamt für Inf rastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr  08.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
Die Aussage, dass durch die Planung die Belange der Bundeswehr nicht beeinträchtigt 
werden, wird zur Kenntnis genommen.  

 

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
1.  

 
 
2.  

 
 
3.  

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
1.  

 
 
 

2.  
 
 
 

3.  
 

EWF Energie Waldeck-Frankenberg GmbH 13.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
Die Aussage, dass gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. IV/4 „Photovolta-
ikanlage - Am Gelben Stuken“ seitens der Energie Waldeck -Frankenberg keine grund-
sätzlichen Einwände vorgebracht werden, wird zur Kenntnis genommen.  

 
Die Aussage, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Aussage über den später er-
forderlichen Netzverknüpfungspunkt der Anlage getroffen we rden kann, wird zur 
Kenntnis genommen.  

 
Die Aussage, dass am Rande der Ausgleichsfläche eine 20-kV Freileitung verläuft,  
wird zur Kenntnis genommen.  

 
Erläuterung:  
Durch die geplante „Naturnahe Grünlandanlage“ durch Selbstberasung  ents tehen keine 
Konflikte zur östlich angrenzenden Freileitung.   

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

1.  
 
 
 

 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
1.  

 

Hessen Mobil  
Straßen- und Verkehrsmanagement Bad Arolsen 15.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
Die Aussagen, dass auf die im Vorverfahren abgegebenen Stellungnahmen verwiesen 
wird und weitere Einwendungen seitens des Straßenbaulastträgers nicht vorgebracht 

werden, wird zur Kenntnis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
1.  
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
1.  

 

Landesbetrieb Hessenforst  10.10.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
Die Aussage, dass Wald im Sinne des § 2 Hessisches Waldgesetz betroffen ist, wird 

zurückgewiesen. Der Anregung die Flächen als Fläche für die Forstwirtschaft festzu-
setzen wird nicht entsprochen.  
 
Erläuterung:  

Bei  den Flächen handel t es sich um einen Saumbereich, beim dem als pauschal geschützter 
Lebensraum nach  § 30 BNatSchG (Gesetzl ich geschützte Biotope ),  Handlungen, die zu ei-
ner Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung des Biotops führen kön-
nen, verboten sind. Eine Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB (Fläche für die Forst-

wirtschaft) stünde dem Erhalt  des Magerrasens als  Grenzbiotop zwischen Wald und dem 
Offenland entgegen. Das gesetzlich geschützte Biotop ist  in seiner Ausprägung durch eine 
fortschreitende Sukzession und Ausbrei tung von Gehölzen gefährdet. Dieser Entwicklung 

ist durch die geplante Festsetzung entgegenzutreten.  
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1.  

 

Koordinierungsbüro für Raumordnung und Stadtentwicklung 27.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

Die Aussage, dass die Interessen der gewerblichen Wirtschaft nicht nachteilig berührt 
werden, wird zur Kenntnis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
1.  

 
 
 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
1.  

 

Regierungspräsidium Kassel  
Dezernat 21.2 – Regionalplanung, Siedlungsentwicklung 28.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
Die Aussagen, dass die bisher seitens der Regionalplanung erhobenen Bedenken aus-
geräumt werden können, da die Einzelfallprüfung zu einem positiven Ergebnis kommt, 

wird zur Kenntnis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
2.  
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

 
2.  
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

 
Der Hinweis, die Verzichtserklärung in den Satzungsbeschluss aufzunehmen, wird zur 
Kenntnis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
1.  
 

2.  
 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
1.  
 

 
2.  

 

Regierungspräsidium Kassel  
Dezernat 26 – Forsten, Jagd 08.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
Die Aussage, dass gegen die Planung keine forstrechtlichen Bedenken bestehen, wird 
zur Kenntnis genommen.  
 

Dem Hinweis zur redaktionellen Änderung der aktuellen Fassung des Hessischen 
Waldgesetzes in der Begründung wird entsprochen.  
 
 

 

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
1.  
 

 
 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
1.  

 

Regierungspräsidium Kassel  
Dezernat 31.3 – Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 27.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

Die Aussage, dass keine Bedenken gegenüber de r Planung bestehen, wird zur Kennt-
nis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

1.  
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

1.  
 

Regierungspräsidium Kassel  

Dezernat 31.5 – Kommunales und industrielles Abwasser, Gewässergüte, wassergefähr-
dende Stoffe 09.09.2022  
 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

Die Aussage, dass die Zuständigkeit in der UWB liegt, wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

 
 
 
 

 

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
1.  

 
 
2.  
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
1.  

 
 
2.  

 

Regierungspräsidium Kassel  

Dezernat 34 – Bergaufsicht 20.09.2022  
 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
Die Aussage, dass seitens des Dezernats Bergaufsicht keine Bedenken gegen die Pla-

nung bestehen, wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Aussage, dass auf die Stellungnahme vom 16.11.2020 verwiesen wird, wird zur 
Kenntnis genommen.  

  



 

 
BETEILIGUNG DER NACHBARGEMEINDEN  
[Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 2 BauGB] 
 
STELLUNGNAHMEN MIT ANREGUNGEN  
 

 Mit Schreiben vom 
------   

 
 
STELLUNGNAHMEN OHNE ANREGUNGEN  
 

 Mit Schreiben vom 
 

Bürgermeister der Stadt Brilon  12.09.2022 
Magistrat der Kreis- und Hansestadt Korbach 13.09.2022 
Bürgermeister der Stadt Marsberg  26.09.2022 
Gemeindevorstand der Gemeinde Willingen  13.09.2022 
Magistrat der Stadt Bad Arolsen  22.09.2022 

 

 
 
 
KEINE STELLUNGNAHMEN ABGEGEBEN 
 

Gemeindevorstand der Gemeinde Twistetal  
 
 
 

 

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

1.  
 
 
 

 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
1.  

 

Bürgermeister der Stadt Brilon 12.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
Die Aussage, dass seitens der Stadt Brilon keine Anregungen vorgebracht werden, 

wird zur Kenntnis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
1.  
 

 
 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

1.  
 

Magistrat der Hansestadt Korbach 13.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
Die Aussage, dass seitens der Kreis - und Hansestadt Korbach keine Anregungen vor-
getragen werden, wird zur Kenntnis genommen.  

 

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

1.  
 
 
 

 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

1.  
 

Bürgermeister der Stadt Marsberg 26.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
Die Aussage, dass keine Belange der Stadt Marsberg berührt werden, wird zur Kennt-
nis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

1.  
 
 
 

 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
1.  

 

Gemeindevorstand der Gemeinde Willingen 13 .09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

Die Aussage, dass seitens der Gemeinde Will ingen keine Anregungen vorgebracht 
werden, wird zur Kenntnis genommen.  

  



 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

1.  
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
1.  

 

Magistrat der Stadt Bad Arolsen 22.09.2022 

 
BESCHLUSSEMPFEHLUNGEN 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
Die Aussage, dass seitens der Stadt Bad Arolsen keine Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht werden, wird zur Kenntnis genommen.  

  



BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 
[Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB]  
 
STELLUNGNAHMEN MIT ANREGUNGEN  
 

 Mit Schreiben vom 
------   

 
 
STELLUNGNAHMEN OHNE ANREGUNGEN  
 

 Mit Schreiben vom 
------   
  
  
  
  

 
 

 

 
 

 

 




